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Fiskus entgehen Milliarden durch
Personalmangel
vom 03.04.2010 | apn

Der Bundesrepublik entgehen jedes Jahr nach Darstellung der

Deutschen Steuergewerkschaft Milliarden Euro an Einnahmen, weil in

der Finanzverwaltung 15.000 Beamte fehlen. Dies geht aus der

Personalbedarfsberechnung der Bundesländer hervor, wie die

"Süddeutsche Zeitung" (SZ) unter Berufung auf die Gewerkschaft

berichtet. Von den eigentlich notwendigen 130.000 Stellen sind in den

Finanzämtern der Länder demnach nur rund 115.000 besetzt. "Kein

Bundesland erfüllt derzeit den tatsächlichen Bedarf", sagte

Gewerkschaftschef Dieter Ondracek der "SZ". Er schätzt, dass dem Staat

jährlich etwa 30 Milliarden Euro an Steuern vorenthalten werden.

In der Finanzverwaltung 15.000 Steuerbeamte (Foto: imago)

Prüfung in Betrieben besonderes

schlecht

Der Personalschlüssel zeige, dass vor

allem die Prüfung von Betrieben

vernachlässigt werde. So fehlten nach

Angaben der

Dienstleistungsgewerkschaft Ver.di

allein 3050 Betriebsprüfer und 420

Steuerfahnder. "Gemessen an den

13.800 Beschäftigten in der

Betriebsprüfung und den 2570

Fahndern ist dies ein erheblicher

Fehlbestand", heißt es den Angaben

zufolge bei Ver.di.

Fahnder im Außendienst besonders erfolgreich

Die Finanzbeamten im Außendienst seien besonders effektiv: Im Schnitt treibe

ein Steuerfahnder jährlich knapp eine Million Euro zusätzlich für den Fiskus ein.

Bei einem Betriebsprüfer seien es gut 1,2 Millionen Euro, berichtete die Zeitung

weiter. Vor allem Kleinbetriebe und Einzelunternehmer, deren Zahl sich in den

vergangenen 20 Jahren stark erhöht habe, müssten seltener mit Besuch von

einem Prüfer rechnen. "In den 80er Jahren kam auf 200 Kleinunternehmer und

Selbstständige ein Betriebsprüfer, heute beträgt dieses Verhältnis 700 zu eins",

sagte Lars Feld, Volkswirtschaftsprofessor an der Universität Heidelberg, dem

Blatt.

Zwtl: Bsirske sieht "organisiertes Steuervollzugsdefizit

"Ver.di-Chef Frank Bsirske sprach von einem "organisierten

Steuervollzugsdefizit". Der Staat verzichte "Jahr für Jahr auf

Milliardeneinnahmen, weil er nicht genug Steuerfahnder und Prüfer einsetzt".

Davon profitierten "vor allem vermögende Unternehmen, Selbstständige und die

Besitzer großer Kapitalvermögen, die weniger deklarieren als sie einnehmen,

während Lohnsteuerpflichtige direkt mit der Gehaltsabrechnung zur Kasse

gebeten werden".
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	Text1000: Der Turbolader zum Untergang der "BRD" arbeitet auf Hochtouren.

Es ist KAUM anzunehmen, daß hier 15.000 "Beamte" fehlen.

Diese Menschen sind nur clever genug sich nicht in Privathaftung gemäß § 823/839 BGB in Verbindung mit § 5 VStG, auf Grund ihrer Plünderung (§ 9 VStG) nehmen zu lassen, da sie wohl wissen, daß es keine Staatshaftung gibt und das Staatshaftungsgesetz nichtig  ist.

(BVerfGE 61, 149. Außer Kraft nach Maßgabe de § 36 durch § 34 Abs. 1 Nr. 5 G v. 26.6.1981 I 553 mWv 1.1.1982. Jedoch nach dem Urteil d. BVerfG v. 19.10.1982 - 2 BvF 1/81 - ist das G v. 26.6.1981 I 553 mit Art. 77 d. GG unvereinbar und daher nichtig (BGBl. I S. 1493 vom 9.11.1982)

Die Vollhaftung wird über England betrieben, da die Britten bis heute die Organisation der deutschen Judikative inne haben und es NICHT möglich ist in der "BRD" den Recht(s)weg zu beschreiten, weil es den gar nicht gibt.

Zusätzlich gilt, daß in der "BRD" keine Steuerpflicht vorhanden ist (BVerfGE, 55 274/301).

Nur noch wenige Wochen und die "BRD" hat sich erledigt und ist verschwunden. Was dann kommt, ist bereits mehrmals geschildert worden.

Freuen wir uns auf die Zukunft !!!

(Siehe Rückseite oder eventuelle Anhänge)
	Text2000: Öffentliche Information für sogenannte Finanzämter und deren Bedienstete !!!


